
RiStBV: 191 Prozesshindernis der Immunität

191  Prozesshindernis der Immunität 
 
(1) 1Wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung darf ein Abgeordneter des Deutschen Bundestages nur 
mit Genehmigung des Bundestages zur Verantwortung gezogen oder verhaftet werden, es sei denn, dass 
er bei der Begehung der Tat oder im Laufe des folgenden Tages festgenommen wird (Artikel 46 Absatz 2 
GG). 2Entsprechende Vorschriften sind in den Verfassungen der Länder enthalten.1

(2) Ein Ermittlungs- oder Strafverfahren, dessen Durchführung von der vorhergehenden gesetzgebenden 
Körperschaft genehmigt oder das vor dem Erwerb des Mandats eingeleitet worden war, darf nur mit 
Genehmigung der gesetzgebenden Körperschaft fortgesetzt werden, der der Abgeordnete zur Zeit der 
Fortsetzung angehört.2

(3) Die Immunität hindert nicht,

a)  ein Verfahren gegen einen Abgeordneten einzuleiten und durchzuführen, wenn er bei der Begehung 
der Tat oder spätestens im Laufe des folgenden Tages festgenommen wird;3

 
b)  ein Verfahren gegen einen Abgeordneten zum Zwecke der Einstellung einzuleiten, wenn der 
Sachverhalt die Einstellung ohne Beweiserhebung rechtfertigt;

 
c)  zur Prüfung der Frage, ob ein Vorwurf offensichtlich unbegründet ist, diesen dem Abgeordneten 
mitzuteilen und ihm anheimzugeben, dazu Stellung zu nehmen;

 
d)  in einem Verfahren gegen eine andere Person den Abgeordneten als Zeugen zu vernehmen, bei ihm 
Durchsuchungen nach §§ 103, 104 StPO vorzunehmen oder von ihm die Herausgabe von Gegenständen 
nach § 95 StPO zu verlangen; §§ 50, 53 Absatz 1 Nummer 4, §§ 53a, 96 Satz 2 und § 97 Absatz 4 StPO 
sind zu beachten;

 
e)  ein Verfahren gegen Mittäter, Anstifter, Gehilfen oder andere an der Tat eines Abgeordneten beteiligte 
Personen einzuleiten oder durchzuführen;

 
f)  unaufschiebbare Maßnahmen zur Sicherung von Spuren (z.B. Messungen, Lichtbildaufnahmen am 
Tatort) in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit einer Straftat zu treffen;

 
g)  bei Verkehrsunfällen, an denen ein Abgeordneter beteiligt ist, seine Personalien, das amtliche 
Kennzeichen und den Zustand seines Fahrzeuges festzustellen, die Vorlage des Führerscheins und des 
Fahrzeugscheins zu verlangen sowie Fahr-, Brems- und andere Spuren, die von seinem Fahrzeug 
herrühren, zu sichern, zu vermessen und zu fotografieren;

 
h)  einem Abgeordneten unter den Voraussetzungen des § 81a StPO eine Blutprobe zu entnehmen, wenn 
dies innerhalb des in Buchstabe a) genannten Zeitraums geschieht.

 
(4) Zur Klärung der Frage, ob es sich um eine offensichtlich unbegründete Anzeige handelt, kann der 
Staatsanwalt Feststellungen über die Persönlichkeit des Anzeigeerstatters sowie über andere für die 
Beurteilung der Ernsthaftigkeit der Anzeige wichtige Umstände treffen.

(5) 1Wird gegen einen Abgeordneten ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, ohne dass es hierzu einer 
Genehmigung der gesetzgebenden Körperschaft bedarf (Artikel 46 Absatz 2 GG und die entsprechenden 
Vorschriften der Landesverfassungen), unterrichtet der Staatsanwalt unverzüglich und unmittelbar den 
Präsidenten der betreffenden gesetzgebenden Körperschaft von der Einleitung des Verfahrens. 
2Abschriften seiner Mitteilung übersendet er gleichzeitig dem Generalstaatsanwalt und der 
Landesjustizverwaltung, bei Abgeordneten des Deutschen Bundestages auch dem für Justiz zuständigen 
Bundesministerium. 3Im weiteren Verfahren teilt der Staatsanwalt in gleicher Weise jede richterliche 
Anordnung einer Freiheitsentziehung und einer Freiheitsbeschränkung gegen den Abgeordneten sowie die 
Erhebung der öffentlichen Klage mit.



(6) 1In jedem Stadium des Verfahrens ist bei Auskünften und Erklärungen gegenüber Presse, Hörfunk und 
Fernsehen der Funktionsfähigkeit und dem Ansehen der betreffenden gesetzgebenden Körperschaft 
Rechnung zu tragen. 2Das Interesse der gesetzgebenden Körperschaft, über eine die Immunität 
berührende Entscheidung früher als die Öffentlichkeit unterrichtet zu werden, ist zu berücksichtigen. 3Auf 
Nummer 23 wird hingewiesen.

1 [Amtl. Anm.:] Sonderregelungen in Artikel 58 der Verfassung Brandenburgs, in Artikel 15 der Verfassung 
Hamburgs und Artikel 58 der Landesverfassung Sachsen-Anhalts. Nach Artikel 51 Abs. 3 der Verfassung 
von Berlin gilt die in Satz 1 bezeichnete Ausnahme nur, wenn der Abgeordnete bei Ausübung der Tat 
festgenommen wird.

2 [Amtl. Anm.:] Sonderregelungen in Bayern, Berlin und Saarland; vgl. die jeweiligen 
Verwaltungsvorschriften.

3 [Amtl. Anm.:] Vgl. Fußnote zu Nummer 191 Absatz 1 Satz 2.


